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COUR EUROPEENNE DES DROITS DE LHOMME

Zu diesem Beschwerdeformular

Dieses Beschwerdeformular ist ein rechtliches Dokument,
das Auswirkungen auf ihre Rechte und Pflichten hat. Bitte
folgen Sie der Anleitung im Merkblatt zum Ausfillen des
Beschwerdeformulars. Fiillen Sie alle Felder aus, die sich
auf lhren Fall beziehen, und legen Sie samtliche
relevanten Unterlagen in Kopie vor.

Beschwerdeformular

Achtung: Wenn das Beschwerdeformular unvollstandig ist, wird
es nicht angenommen (siehe Artikel 47 der Verfahrensordnung
des Gerichtshofs). Beachten Sie bitte insbesondere Artikel 47
Absatz 2 (a), der folgendes vorsieht: , Alle Informationen, auf die
oben in Absatz 1 (d) bis (f) Bezug genommen wird und die in den
jeweiligen Abschnitten des Beschwerdeformulars anzugeben
sind [Darlegung des Sachverhalts, geltend gemachte
Verletzungen und Einhaltung der Zuldissigkeitsvoraussetzungen),
mdssen ausreichend sein, um den Gerichtshof in die Lage zu
versetzen, die Art und den Umfang der Beschwerde ohne
Ruickgriff auf andere Dokumente zu bestimmen.”

Strichcode-Aufkleber

Falls Sie bereits Strichcode Aufkleber vom Europdischen
Gerichtshof fir Menschenrechte erhalten haben, kleben Sie
bitte einen davon in dieses Feld.

Betreff Nr.

Wenn Ihnen zu dieser Beschwerde bereits eine Nummer vom
Gerichtshof mitgeteilt wurde, geben Sie diese bitte hier an.

A. Beschwerdefiihrer (Einzelperson)
Dieser Teil richtet sich ausschlieRlich an natiirliche Personen. Wenn der
Beschwerdefiihrer eine Organisation ist, fiillen Sie nur Abschnitt B aus.

1. Familienname

B. Beschwerdefiihrer (Organisation)
Dieser Teil ist nur dann auszufiillen, wenn der Beschwerdefiihrer eine Firma,
Nichtregierungsorganisation, Vereinigung oder sonstige juristische Person ist.

9. Bezeichnung

Heckel ElImer

2. Vorname(n)

Adelheid

3. Geburtsdatum
[2]2]o]4]1]o]e]"
T T

z.B. 27/09/2012

M M J J J
4. Staatsangehorigkeit

10. Identifikationsnummer (falls vorhanden)

11. Tag der Registrierung oder Eintragung (falls vorhanden)

z.B. 27/09/2012

Schweizerin

T T M M ] J J J
12. Zweck/Aktivitat

5. Anschrift

Adelheid Heckel EImer
Nauengasse 11

8427 Rorbas

Schweiz

13. Eingetragene Anschrift

6. Telefon (mit internationaler Vorwahl)

+41 43 534 49 64

7. Email (falls vorhanden)

raelmer@bluewin.ch

14. Telefon (mit internationaler Vorwahl)

8. Geschlecht
O mannlich

® weiblich

15. Email
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C. Bevollmachtigter des Beschwerdefiihrers

Wenn der Beschwerdefiihrer nicht vertreten wird, bitte weiter in Abschnitt D.

Nicht rechtsanwaltlicher Vertreter/Vertreter einer Organisation

Bitte fiillen Sie diesen Teil des Formulars aus, wenn Sie einen
Beschwerdefiihrer vertreten, aber kein Rechtsanwalt sind.

Geben Sie in diesem Feld an, in welcher Eigenschaft Sie den
Beschwerdefiihrer vertreten oder in welcher Beziehung oder
offiziellen Funktion Sie flir eine Organisation handeln.

16. Eigenschaft / Beziehung / Funktion

Ehemann

17. Familienname

Elmer

18. Vorname(n)

Rudolf

19. Staatsangehdorigkeit

Schweizer

20. Anschrift

Rudolf Elmer
Nauengasse 11
8427 Rorbas
Schweiz

21. Telefon (mit internationaler Vorwahl)

+41 43 534 49 64

22. Fax

keinen

23. Email

raelmer@bluewin.ch

Rechtsanwalt

Bitte fullen Sie diesen Teil des Formulars aus, wenn Sie den
Beschwerdefiihrer als Rechtsanwalt vertreten.

24. Familienname

25. Vorname(n)

26. Staatsangehorigkeit

27. Anschrift

28. Telefon (mit internationaler Vorwahl)

29. Fax

30. Email

Vollmacht

Der Beschwerdefiihrer muss seinen Vertreter durch seine Unterschrift ermachtigen, in seinem Namen zu handeln (siehe

Merkblatt zum Ausfiillen des Beschwerdeformulars).

Hiermit bevollmachtige ich die genannte Person, mich in der nach Artikel 34 der Menschenrechtskonvention erhobenen Beschwerde
im Verfahren vor dem Européischen Gerichtshof fir Menschenrechte zu vertreten.

31. Unterschrift des Beschwerdefuhrers

32. Datum
[[o]ofo|2]o]1]s

T T M ™M J J 1

z. B. 27/09/2012
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D. Staat(en), gegen den/die sich die Beschwerde richtet

33. Kreuzen Sie den/die Namen des Staates/der Staaten an, gegen den/die sich die Beschwerde richtet

I I N O O I O

X

O 0ddddddddodnn

ALB - Albanien

AND - Andorra

ARM - Armenien
AUT - Osterreich
AZE - Aserbaidschan
BEL - Belgien

BGR - Bulgarien

BIH - Bosnien und Herzegowina

CHE - Schweiz

CYP - Zypern

CZE - Tschechische Republik
DEU - Deutschland

DNK - Danemark

ESP - Spanien

EST - Estland

FIN - Finnland

FRA - Frankreich

GBR - Vereinigtes Konigreich
GEO - Georgien

GRC - Griechenland

HRV - Kroatien

HUN - Ungarn

IRL - Irland

ISL - Island

L]

S s e e e s e I 0 O A R R O

ITA - Italien

LIE - Liechtenstein

LTU - Litauen

LUX - Luxembourg

LVA - Lettland

MCO - Monaco

MDA - Republik Moldau
MKD - ,,Ehemalige Jugoslawische Republik Mazedonien”
MLT - Malta

MNE - Montenegro

NLD - Niederlande

NOR - Norwegen

POL - Polen

PRT - Portugal

ROU - Rumanien

RUS - Russische Foderation
SMR - San Marino

SRB - Serbien

SVK - Slowakische Republik
SVN - Slowenien

SWE - Schweden

TUR - Turkei

UKR - Ukraine
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Beschwerdegegenstand

Samtliche Angaben zum Sachverhalt, zu den Beschwerdepunkten und zur Frage der Erschdpfung des innerstaatlichen Rechtswegs sowie der
Einhaltung der Sechs-Monats-Frist (siehe Artikel 35 Absatz 1 der Konvention) miissen in diesem Teil des Beschwerdeformulars dargelegt
werden (Abschnitt E, F und G) (Artikel 47 Absatz 2 (a) der Verfahrensordnung des Gerichtshofs). Der Beschwerdefiihrer kann seine Angaben
auf einem dem Beschwerdeformular beigefiigten gesonderten Dokument erganzen, das 20 Seiten nicht Giberschreiten darf (Artikel 47
Absatz 2 (b) der Verfahrensordnung); von der Begrenzung der Seitenzahl ausgenommen sind Kopien von Dokumenten und Entscheidungen.

E. Darlegung des Sachverhalts
34.

VORWURF und GESETZESVERLETZUNG MRK: willkirliches Strafverfahren wegen "Gehilfenschaft zur schweizerischen
Bankgeheimnisverletzung" ohne schweizerische Gesetzesgrundlage gegen Beschwerdefiihrerin und Verursachen von
schweren Verletzungen in den personlichen Verhaltnissen der Beschwerdefiihrerin und ihrer 12-jahrigen Tochter

Zugrunde liegender Ausl6ser der juristischen Untersuchung gegen die Beschwerdefiihrerin war der Umstand, dass ihr
Ehemann, Rudolf EImer, am 17. Jan 2011 in London an einer Pressekonferenz zusammen mit Julian Assange
verkiindete, er habe dem deutschen Bundesfinanzminister Peer Steinbriick einen Brief geschrieben und ihm darin
unentgeltlich Bankkundendaten angeboten, wobei die Herkunft der Daten und die Kundennamen nicht erwahnt
wurden. Der Brief an Peer Steinbriick sei von der Beschwerdeflihrerin mitunterzeichnet worden, erklarte Rudolf
Elmer. Aufgrund dieses Versprechers leitete Staatsanwalt Dr. Peter C. Giger, Staatsanwaltschaft Zirich eine
Strafuntersuchung gegen die Beschwerdefiihrerin ein. Die Beschwerdefiihrerin wurde der Gehilfenschaft zur
schweiz. Bankgeheimnisverletzung beschuldigt (Beilage 01) und am 31. Jan 2011 durch Staatsanwalt Giger zur
Befragung vorgeladen. In einer Parallel-Einvernahme am 3. Marz 2011 (Beilage 02) erklarte ihr Ehemann, dass die
betreffende Ausserung gegeniiber der Presse in London eine Verwechslung mit einer schriftlichen Eingabe an das
schweizerische Bundesgericht in einer anderen Angelegenheit war. Mit diesem Schreiben aus Mauritius an Peer
Steinbriick habe die Beschwerdefiihrerin nichts zu tun, da die Beschwerdefiihrerin zum fraglichen Zeitpunkt
nachweislich in der Schweiz lebte und Rudolf EImer mit seiner Tochter in Mauritius lebte. In der folgenden
Strafuntersuchung konnte die Staatsanwaltschaft Zirich zudem keine Hinweise finden, dass die Beschwerdefiihrerin
etwas damit zu tun hatte (Beilage 04). Vielmehr konnte bereits am 3. Marz 2011 festgestellt (Beilage 02) werden,
dass die Beschwerdefiihrerin Mauritius bereits im September 2008 verlassen hatte, um in Zirich zu arbeiten und sich
nicht in Mauritius befand als der Brief anfangs April 2009 von ihrem Ehemann Rudolf EImer geschrieben und an Peer
Steinbriick versandt worden war. Die Staatsanwaltschaft Ziirich, Staatsanwalt Dr. Peter C. Giger, stellte jedoch erst
drei Jahre und fiinf Monate spater mit der Verfiigung vom 30. Juni 2014 (Beilage 04) das Strafverfahren gegen die
Beschwerdefiihrerin ein. Die Staatsanwaltschaft sprach der Beschwerdefiihrerin mangels erheblicher Umtriebe und
mangels besonders schwerer Verletzung ihrer personlichen Verhaltnisse weder eine Entschadigung noch eine
Genugtuung zu (Beilage 04).

Es stellt sich die grundsatzliche Frage, ob der Ehemann der Beschwerdefiihrerin die Geheimnisse, die er angeblich in
London Julian Assange offenbarten wollte, in der Eigenschaft als Angestellter einer Schweizer Bank wahrgenommen
hatte bzw. ob die angeblichen Geheimnisse ihm in der Eigenschaft als Angestellter einer Schweizer Bank anvertraut
worden waren. Die Antwort auf diese Frage, unter welchem Anstellungsverhaltnis er angestellt war, ist immer noch
eindeutig und der Staatsanwaltschaft seit 2009 bekannt (Beilage 11). Rudolf EImer war nicht bei einer Schweizer
Bank angestellt (Beilage 04, Zitat): "Da nunmehr als erstellt angesehen werden muss, dass Rudolf ElImer in der
massgeblichen Zeit vom 1. Jan 2002 bis 31. Aug 2002 NICHT fir einen Arbeitgeber in der Schweiz tatig war ...... ",
Rudolf Elmer war bei der Bank Julius Baer and Trust Co. Ltd, Cayman Islands bis 2003 angestellt (Beilage 10). Die
schweizerische Justiz hat dies jedoch mehrfach ignoriert, um Schweizer Recht auf Cayman-Sachverhalte gegen die
Beschwerdefiihrerin anwenden zu kénnen (Beilagen 01, 12, 13). Hinzu kommt, dass das Ziricher Obergericht am 20.
Jan 2015 zum Schluss kam, dass beim Verfahren gegen die Beschwerdefiihrerin mit 3 1/4 Jahren eine tiberlange
Verfahrensdauer vorliege. Dies wurde im Beschluss vom 20. Jan 2015 nicht gewiirdigt und ignoriert (Beilage 07). Die
Staatsanwaltschaft hatte selbst bereits am 11. Feb 2009 (Beilage 11) ein Betrugsverfahren gegen die Bank Julius Bar&
Co. AG, Zirich mit der Begriindung eingestellt, der Ehemann der Beschwerdefiihrerin sei in der Zeit vom 1. Sept 1994
bis 31. Aug 2002 NICHT fir einen Arbeitgeber in der Schweiz tatig gewesen. Der Ehemann war tatsachlich vom 1. Jan
1994 bis 10. Dez 2002 bei der Julius Baer Bank and Trust Company Ltd auf Grand Cayman angestellt (Beilage 15). Bei
dieser Gesellschaft handelt es sich um eine in den Cayman Islands domizilierte Bank nach Cayman-Recht und nicht

Bitte achten Sie darauf, dass die hier von Ihnen gemachten Angaben die vorgesehene Begrenzung der Seitenzahl nicht iiberschreiten, und passen Sie lhren
Text dementsprechend an. Wenn Sie zusdtzliche Angaben machen méchten, beachten Sie bitte das ,,Merkblatt zum Ausfiillen des Beschwerdeformulars”.
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Darlegung des Sachverhalts (Fortsetzung)

35.

um eine Bank, welche unter das Schweizer Bankengesetz fallt. Die Strafuntersuchung gegen die Beschwerdefiihrerin
"Beihilfe zur schweizerischen Bankgeheimnisverletzung" war damit von Anfang (31. Jan 2011 Er6ffnungsdatum der
Untersuchung, Beilage 01) nicht auf dem geltenden schweizerischen Recht abgestitzt - obwohl sich dies die
Staatsanwaltschaft Ziirich bewusst war oder bewusst sein musste (Beilage 11) - wurde das Verfahren gegen die
Beschwerdefihrerin eingeleitet und erst am 30. Juni 2014, 3 1/4 Jahre spater eingestellt. Dies zeigt die Willkir der
Staatsanwaltschaft Ziirich indem sie ein Verfahren gegen die Beschwerdefiihrerin einleitete, dies tiber 3 1/4 Jahre
offen hielt und es benutzte, um Kollisionsgefahr zu rechtfertigen. Die Beschwerdefiihrerin durfte ihren Ehemann
wahrend der ganzen Untersuchungshaft vom 12. Jan 2011 bis 25. Juli 2011 {iber insgesamt 187 Tage nie besuchen.
Diese Willkiir wurde vom Ziircher Obergericht (Beilage 07) und dem Bundesgericht (Beilage 09) geschiitzt.

Es blieb unbeachtet, dass der Ehemann der Beschwerdefiihrerin wahrend seiner Tatigkeit auf Grand Cayman vom 1.
Sep 1994 bis 10. Marz 2003 faktisch und rechtlich nicht bei der Schweizer Bank Julius Bar & Co. AG, Zirich (Beilage
15) angestellt war. Von Anfang an (31. Januar 2011, Beilage 01) bestand somit keine gesetzliche Grundlage gegen die
Beschwerdefiihrerin ein Strafverfahren zu eréffnen. Dies war der Staatsanwaltschaft Ziirich bereits bei der Er6ffnung
des Strafverfahrens "Gehilfenschaft zur schweizerischen Bankgeheimnisverletzung" bekannt (Beweise 01, 06 und 11),
denn die Staatsanwaltschaft Ziirich hat eigenhandig wahrend der Untersuchung gegen den Ehemann Rudolf Elmer am
11. Feb 2009 eine Einstellungsverfiigung (Beilage 11) ausgestellt, in der klar dargelegt wird, dass der Ehemann nicht
von einer Schweizer Bank angestellt war. Darliber hinaus war die Beschwerdefiihrerin nie fiir eine schweizerische
Bank tatig und fallt damit nicht unter das schweizerische Bankengesetz.

Festzuhalten gilt, dass sich der Anwendungsbereich des schweizerischen Bundesgesetzes liber die Banken und
Sparkassen (schweiz. Bankengesetz, BankG) nur auf Schweizer Banken im Sinne dieses Gesetzes beschrankt. Diese
dem Territorialitatsprinzip entsprechende Einschriankung des Geltungsbereichs des schweizerischen Bankkunden-
geheimnisses ergibt sich aus Art. 1 BankG, der die raumliche Anwendbarkeit des Bankengesetzes auf Unternehmen
beschrankt, die in der Schweiz oder von der Schweiz aus eine organisierte, regelmassig ausgetibte banktypische
Tatigkeit bestreiten (BODMER/KLEIN/LUTZ, Kommentar zum schweizerischen Bankengesetz, N 6 zu Art. 1). Somit
koénnen sich nur Organe, Angestellte, Beauftragte oder Liquidatoren einer Schweizer Bank im Sinne von Art. 47 BankG
schuldig machen. Dies gilt selbstverstandlich sowohl flir aArt. 47 BankG als auch fiir nArt. 47 BankG (Beilage 17).
Gemass Art. 47 Abs. 1 lit a. BankG wird bestraft, wer vorsatzlich ein Geheimnis offenbart, das ihm in seiner
Eigenschaft als Organ, Angestellter, Beauftragter oder Liquidator einer Bank, oder als Organ oder Angestellter einer
Prifgesellschaft anvertraut worden ist oder das er in dieser Eigenschaft wahrgenommen hat. Mit Bank ist dabei eine
Schweizer Bank gemass obiger Definition gemeint. Die Beschwerdefiihrerin war nie und ihr Ehemann war ab 1994
nicht mehr bei einer Schweizer Bank bzw. der Bank Julius Bar & Co. AG, Zirich angestellt.

Essentiell ist auch, dass Rudolf EImer betreffend seiner Aussage am 17. Jan 2011 im Ausland (London, England) bzgl.
Brief an Peer Steinbriick vom Bezirksgericht Zirich am 12. Jan 2015 (Beilage 13) vollumfanglich freigesprochen wurde.
Erwdhnenswert ist, dass das Bezirksgericht ihn am 12. Jan 2015 aus anderen Griinden nur zu einer bedingten
Geldstrafe verurteilte und die von der Staatsanwaltschaft geforderten 3 % Jahre Gefangnis (Beilage 12) sowie ein
maximales Berufsverbot von den Bezirksrichtern abgewiesen wurde. Das Verfahren ist nun im Berufungsstadium
beim Ziircher Obergericht. Es wird offensichtlich, dass der verantwortliche Staatsanwalt Peter C. Giger mit seiner
Strafuntersuchung gegen die Beschwerdefiihrerin ein willkirliches Verfahren anstrengte und ein politisch motiviertes
Verfahren gegen ihre Ehemann fihrt, das auf keiner gesetzlichen Grundlage basiert (31. Jan 2011, Beilage 01).

Die Beschwerdefiihrerin beantragte deshalb am 10. Juli 2014, es sei ihr eine Entschadigung in der Hohe von CHF
1'191.60 (Beilage 05) nebst Zinsen und eine Genugtuung in der Hohe von CHF 5'000 nebst Zinsen (Beilage 05)
zuzusprechen. Die Staatsanwaltschaft beantragte in ihrer Beschwerdeantwort (Beilage 06) die vollumfangliche
Abweisung der Beschwerde. Mit Beschluss des Obergerichts vom 20. Jan 2015 (Beilage 07) wurde der Antrag auf
Entschadigung und Genugtuung vollumfanglich abgewiesen. Mit Beschluss des Bundesgerichts vom 16. Méarz 2015
(Beilage 09) wurde die bundesgerichtliche Beschwerde ebenfalls abgewiesen. Die Begriindungen der Gerichte gehen
aus den Beilage 08 und 09 hervor.

Bitte achten Sie darauf, dass die hier von Ihnen gemachten Angaben die vorgesehene Begrenzung der Seitenzahl nicht iiberschreiten, und passen Sie lhren
Text dementsprechend an. Wenn Sie zusdtzliche Angaben machen méchten, beachten Sie bitte das ,,Merkblatt zum Ausfiillen des Beschwerdeformulars”.
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Darlegung des Sachverhalts (Fortsetzung)

36.

Die diversen Verletzungen der Menschenrechte sind in der bundesgerichtlichen Beschwerde (BB) vom 22. Feb 2015
(Beilage 07) in folgenden Kapiteln abgehandelt:

1. Die Gberlange Verfahrensdauer (Beilage 07, Seite 4 BB)

2. Die breite Darlegung in den Medien und die publik gemachte Hausdurchsuchung (Beilage 07, Seite 6 BB)

3. Die Probleme im Familien- und Beziehungsleben (Beilage 07, Seite 7 BB)

4. Die Probleme mit Arbeitgeber und Schule (Beilage 07, Seite 9 BB)

5. Die unprofessionelle Untersuchungsfiihrung der Staatsanwaltschaft (Beilage 07, Seite 10 BB)

6. Kein Faires Verfahren (Willkir durch die Justiz, Beilage 07, Seite 6 BB)

Trotz diesen in der Summe erheblichen Verletzungen der Menschenrechte kam das Ziiricher Obergericht und das
Bundesgericht zum Schluss, dass wohl eine lberlange Verfahrensdauer vorliege, die Beschwerde wurde jedoch von
beiden Gerichten abgewiesen. Die Beschwerdefiihrerin ist der Auffassung, dass die Beschwerdegriinde von den
schweizerischen Gerichten nicht entsprechend gewiirdigt wurde und Willkiir herrscht.

Die Probleme im Familien- und Beziehungsleben wurden von der Staatsanwaltschaft Zirich und den Gerichten
bagatellisiert. Ein Hausfriedensbruch durch die Behérden (Beilage 8, Seite 7) und ein Selbstmordversuch der Tochter
(12-jéhrig, Beilage 16), der aufgrund des massiven Drucks durch die Behérden passierte, wurde nicht als eine
Verletzung des EGMR Art. 8 "Recht auf Achtung des Privat- und Familienlebens" gewertet. Das Madchen hat den
Selbstmordversuch im Abschiedsbrief mit der Art und Weise, wie die Richter es behandelten, begriindet (Beilage 14).

Die Probleme der Beschwerdefiihrerin mit ihrem Arbeitgeber und die Probleme der Tochter (12-jahrig), die durch die
fragwiirdige und vermutlich unbegriindete Untersuchungshaft von 187 Tagen des Ehemanns der Beschwerdefiihrerin
verursacht wurden, wurden auch durch die Schweizer Richter ignoriert (Beilage 07, 08, 09). Die Begriindung der
Untersuchungshaft des Ehemanns basierte auf der falschen Annahme, dass er ein Mitarbeiter der schweizerischen
Bank Julius Bar & Co. AG, Ziirich war, einen schweizerischen Arbeitsvertrag hatte und die Kundendaten aus der
schweizerischen Bank Julius Bar & Co. AG, Zirich stammen. Tatsache ist, dass der Ehemann keinen schweizerischen
Arbeitsvertrag hatte, sondern bei der Bank Julius Baer and Trust Company Ltd, Cayman Islands (JBBT) angestellt war
und die Kundendaten von der Julius Baer Trust Company Ltd, Cayman (einer Tochtergesellschaft der JBBT, also keine
Bank sondern eine Trust- bzw. Treuhandgesellschaft) stammen und somit nach Definition nicht dem Schweizerischen
Bankgeheimnis (Art 47 BaG) unterliegen konnen. Das schweizerische Bankgeheimnis auf Kundendaten der Cayman
Islands anzuwenden, ist ein klarer Verstoss gegen das Territorialitatsprinzip durch die schweizerische Justiz. Es fehlt
der gesetzliche Rahmen, der eine Verfahrenseréffnung gegen die Beschwerdefiihrerin rechtfertigt und dies kann
somit nur als Willkiir gewertet werden.

Insgesamt handelt sich um eine "Fishing Expedition" der Staatsanwaltschaft betr. dem Vorfall "Steinbriick" in London
(Julian Assange/Rudolf Elmer) - eine Vergeltung fiir den Mut, den Missbrauch der Cayman Bank 6ffentlich zu machen,
nachdem die Schweizer Justiz und Steuerbehdrden die Daten 2005 nicht untersuchten. Am Fall von Whistleblower
Elmer wird ein Exempel statuiert. Es offenbart sich eine politische motivierte Aktion, die auf fehlender Gesetzes-
grundlage durchgefiihrt wurde. Die Schweiz kennt leider immer noch keinen Rechtsschutz im Finanzbereich fir
Whistleblower und deren Angehdérige.

Erschopfung des innerstaatlichen Rechtswegs:

Nachdem die Staatsanwaltschaft und das Obergericht die Beschwerde (Beilage 06, 07) abgewiesen hatte, wies das
schweizerische Bundesgericht die Beschwerde am 16. Marz 2015 ebenfalls ab (Beilage 09). Der innerstaatliche
Rechtsweg ist damit ausgeschopft worden.

Einhaltung der 6-monatigen Beschwerdefrist:
Am 16. Marz 2015 entschied die Strafrechtliche Abteilung des schweizerischen Bundesgericht und damit lauft die
sechsmonatige Frist am 16. September 2015 ab. Die Beschwerdefrist ist damit eingehalten.

Bitte achten Sie darauf, dass die hier von lhnen gemachten Angaben die vorgesehene Begrenzung der Seitenzahl nicht (iberschreiten, und passen Sie lhren
Text dementsprechend an. Wenn Sie zusdtzliche Angaben machen mdchten, beachten Sie bitte das ,,Merkblatt zum Ausfiillen des Beschwerdeformulars”.
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F. Angabe der geltend gemachten Verletzung(en) der Konvention und/oder Protokolle und Begriindung der Beschwerdes

37. Geltend gemachte Artikel

EGMR Art. 6
"Recht auf ein faires Verfahren"

EGMR Art. 6 "Keine Strafe ohne
Gesetz"

EGMR Art. 8 "Recht auf Achtung
des Privat- und Familienlebens"

EGMR Zusatzartikel "Schutz des
Eigentums"

Erlduterung

Die Beschwerdefiihrerin erhielt von Anfang an kein faires Verfahren, denn nur schon
die willkirliche Einleitung des Strafverfahrens (basierend auf falscher
Gesetzesgrundlage, Beilage 01), die sehr lange Verfahrenszeit (Beilage 8, Seite 4), die
Aufrechterhaltung der Kollusionsgefahr tGiber 187 Tage (die Eheleute durften sich
wahrend der sechs monatigen Untersuchungshaft von Rudolf Elmer wegen
angeblicher Kollusionsgefahr vom 11. Januar 2011 bis 25. Juli 2011 nicht sehen)
zeigen (Beilage 03), dass das Verfahren nicht fair war, sondern es eher darum ging,
Druck auf Rudolf EImer bzw. die Familie auszuliben, um ihn zum Schweigen zu
bringen und psychisch zu zermiirben. Es wurden somit offensichtlich schwere
Verletzungen in den personlichen Verhaltnissen der Beschwerdefiihrerin und deren
Tochter begangen.

Der Staatsanwaltschaft Ziirich war von Anfang an klar, dass sie im Fall der
Beschwerdefiihrerin massiv gegen das Territorialprinzip verstiess und die
Anwendung des schweizerischen Bankgeheimnis Art. 47 nicht nur im Fall Rudolf
Elmer, sondern insbesondere im Fall der Beschwerdefiihrerin widerrechtlich und
willkirlich war. Damit gab es bereits zum Zeitpunkt der Verfahrenseréffnung am 31.
Jan 2011 (Beilage 01) keine schweizerische Gesetzesgrundlage das Verfahren gegen
die Beschwerdefiihrerin zu er6ffnen. Die angefallen Kosten und schweren
personlichen Verletzungen werden der Beschwerdefiihrerin belastet. Laut
Obergerichtsbeschluss werden die Kosten des beigezogenen Rechtsanwalts Till
Gontensweiler unter Vorbehalt eines Riickforderungsanspruches nur vorlaufig aus
der Gerichtskasse bezahlt (Beilage 07).

Die breite Darlegung in den Medien des Whistleblower-Falls: die Staatsanwaltschaft
Zirich ging bereits vier Stunden nach der Verhaftung an die Medien (Beilage 08,
Seite 6), die sehr lange Verfahrensdauer 3 1/4 Jahre (Beilage 8 Seite 4), die Probleme
im Familien-, Beziehungsleben und Berufsleben der Beschwerdefiihrerin, der
Selbstmordversuch der 12-jahrigen Tochter (Beilage 8, Seite 7 und Beilage 8, Seite 9
"4. die Probleme mit Arbeitgeber und Schule") und die unprofessionelle
Untersuchungsfiihrung der Staatsanwaltschaft (Beilage 08, Seite 10) fiihrten dazu,
dass massiv gegen das "Recht auf Achtung des Privat- und Familienlebens"
verstossen wurde.

Anlasslich der Hausdurchsuchung vom 19. Januar 2011 wurden auch Gegenstande
und Unterlagen der Beschwerdefiihrerin und ihrer Tochter beschlagnahmt (Beilage
8, Seite 8 zweiter Abschnitt und Beilage 16).
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G. Bestatigen Sie fiir jeden Beschwerdepunkt, dass Sie die im betroffenen Land verfiigbaren Rechtsbehelfe
einschlieBlich aller Rechtsmittel eingelegt haben, und geben Sie zum Nachweis der Einhaltung der Sechs-Monats-
Frist auch das Datum an, an dem die letzte innerstaatliche Entscheidung erging und lhnen zugestellt wurde.

38. Beschwerdepunkt

Entschadigung und Genugtuung
fiir Beschwerdefihrerin und ihre
Tochter, da Menschrechte
erheblich verletzt wurden und
eine Untersuchung gegen die
Beschwerdefiihrerin gefiihrt
wurde, die keine schweizerische
Rechtsgrundlage hatte und der
Staatsanwaltschaft dies bereits
bei der Verfahrenser6ffnung am
31. Januar 2011 (Beilage 01)
bekannt war.

Angabe der eingelegten Rechtsmittel und Datum der letzten Entscheidung

1) Einstellungsverfligung der Staatsanwaltschaft Ziirich betreffend "Schweizerischer
Bankkundengeheimnisverletzung" gegen die Beschwerdefiihrerin vom 30. Juni 2014
(Beilage 04)

2) Anfechtung Beschluss der Staatsanwaltschaft Ziirich am Zircher Obergericht mit
Antrag Entschadigung/Genugtuung vom 10. Juli 2014 (Beilage 05) durch die
Beschwerdefiihrerin

3) Beschluss Ziircher Obergericht vom 20. Jan 2015 (Beilage 07) Ablehnung des
Antrags Entschidigung/Genugtuung vom 10. Juli 2014

4) Urteil des Schweiz. Bundesgerichts vom 16. Méarz 2015 (Beilage 09) Ablehnung der
Beschwerde betr. Entschadigung/Genugtuung vom 22. Feb 2015 (Beilage 08)

5) Einreichung der Beschwerde gegen die Schweiz beim EGMR am 11. Sept 2015 d.h.
innerhalb der sechs-monatigen Frist, die am 16. Sept 2015 ablauft.
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39. Gibt es oder gab es einen Rechtsbehelf, der nicht eingelegt wurde? Oia

@ Nein

40. Wenn ja, welcher Rechtsbehelf wurde nicht eingelegt? Warum?

keine

H. Angaben zu anderen internationalen Instanzen (sofern angerufen)

41. Haben Sie einen dieser Beschwerdepunkte einem anderen internationalen Untersuchungs- QO Ja
oder Schlichtungsorgan vorgelegt?
gsore g ® Nein

42. Wenn ja, fassen Sie das Verfahren kurz und prazise zusammen (vorgetragene Beschwerdepunkte, Name der internationalen
Instanz und Datum und Art der ergangenen Entscheidungen).

keine
43. Haben Sie (der Beschwerdeflhrer) derzeit oder hatten Sie in der Vergangenheit andere (@NE
Beschwerden vor dem Gerichtshof anhdngig? )
@ Nein

44. Wenn ja, geben Sie im nachfolgenden Feld bitte die Beschwerdenummer(n) an.

keine
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I. Liste der beigefiigten Unterlagen
Sie sollten vollstiandige und lesbare Kopien samtlicher Unterlagen beifiigen.
Unterlagen werden nicht an Sie zuriickgeschickt. Es liegt daher in Ihrem eigenen Interesse, Kopien und keine Originale einzureichen.
Sie MUSSEN:
- Unterlagen nach Datum und Art des Verfahrens sortieren;
- alle Seiten fortlaufend nummerieren;

- Unterlagen NICHT heften, klammern oder kleben.

45, Bitte flihren Sie hier Ihre Unterlagen in chronologischer Reihenfolge mit knapper und praziser Beschreibung auf.

1. Vorladung Beschwerdefihrerin betr "Gehilfenschaft zu Bankgeheimnisverletzung"
2. Einvernahmeprotokoll Rudolf EImer vom 3. Mar 2011, Seite 4 von 5

3. Haftentlassung Rudolf EImer vom 25. Jul 2011 (keine Kollusionsgefahr mehr nach 187 Tagen)
4. Einstellungsverfiigung Staatsanwaltschaft (Entschadigung/Genugtuung) 30. Juni 2014
5. Antrag Entschadigung/Genugtuung Beschwerdefihrerin 10. Jul 2014

6. Stellungnahme Staatsanwaltschaft Entschadigung/Genugtuung 6. Aug 2014

7. Beschluss Ziircher Obergericht (Entschadigung/Genugtuung) 20. Jan 2015

8. Beschwerde Schweiz. Bundesgericht (Entschadigung/Genugtuung) 22. Feb 2015
9. Urteil Schweiz. Bundesgericht (Entschadigung/Genugtuung) 16. Mar 2015

10. Employment Agreement Rudolf Elmer mit Julius Bar, Cayman Islands 1. Sep 2002
11. Einstellungsverfiigung Staatsanwaltschaft Betrugsverfahren 11. Feb 2009

12. Auszug Anklageschrift Rudolf Elmer (3 1/2 Jahre Gefdngnis, Berufsverbot) 30. Jun 2014
13. Urteil Bezirksgericht Zirich betreffend Bankgeheimnis Rudolf Elmer 12. Jan 2015
14. Abschiedsbrief und Arztbericht Helena Elmer 2012

15. Kiindigung Rudolf Elmer von Julius Baer Bank and Trust Company Ltd., Cayman
16. Brief Helena Elmer an STA Dr. Peter C. Giger "Herausgabe ihrer Unterlagen"

17. Schweiz. Bankengesetz Art 1 (Geltungsbereich) Art 47 Bankgeheimnis

18.
19.
20.
21.
22.
23.
24,

25.
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Sonstige Anmerkungen
Haben Sie weitere Anmerkungen zu lhrer Beschwerde?

46. Anmerkungen

Betreffend der Berufungsverhandlung am Ziircher Obergericht im Fall von Whistleblower Rudolf ElImer wird der EGMR
weiter informiert.

Erklarung und Unterschrift
Ich erklare nach bestem Wissen und Gewissen, dass die von mir im vorliegenden Beschwerdeformular gemachten Angaben richtig sind.

47. Datum

T T M M J 1 1 )

z.B. 27/09/2012

Der/die Beschwerdefihrer oder der/die Bevollmachtigte(n) missen in diesem Feld unterschreiben.

48. Unterschriften) (O Beschwerdefiihrer (O Bevollméchtigte(r) — bitte Zutreffendes ankreuzen

Bestatigung der Kontaktperson

Bei mehreren Beschwerdeflihrern oder Bevollmachtigten geben Sie bitte Name und Anschrift derjenigen Person an, mit der
der Schriftwechsel des Gerichtshofs erfolgen soll.

49. Name und Anschrift (@) des Beschwerdefithrers (O des Bevollmachtigten — bitte Zutreffendes ankreuzen

Adelheid Heckel ElImer, Nauengasse 11, 8427 Rorbas, Schweiz

Unterschreiben Sie das vollstandig ausgefiillte
Beschwerdeformular und senden Sie es an:

The Registrar

European Court of Human Rights
Council of Europe

67075 STRASBOURG CEDEX
FRANCE



	35: um eine Bank, welche unter das Schweizer Bankengesetz fällt. Die Strafuntersuchung gegen die Beschwerdeführerin "Beihilfe zur schweizerischen Bankgeheimnisverletzung" war damit von Anfang (31. Jan 2011 Eröffnungsdatum der Untersuchung, Beilage 01) nicht auf dem geltenden schweizerischen Recht abgestützt - obwohl sich dies die  Staatsanwaltschaft Zürich bewusst war oder bewusst sein musste (Beilage 11) - wurde das Verfahren gegen die Beschwerdeführerin eingeleitet und erst am 30. Juni 2014, 3 1/4 Jahre später eingestellt. Dies zeigt die Willkür der Staatsanwaltschaft Zürich indem sie ein Verfahren gegen die Beschwerdeführerin einleitete, dies über 3 1/4 Jahre offen hielt und es benutzte, um Kollisionsgefahr zu rechtfertigen. Die Beschwerdeführerin durfte ihren Ehemann während der ganzen Untersuchungshaft vom 12. Jan 2011 bis 25. Juli 2011 über insgesamt 187 Tage nie besuchen. Diese Willkür wurde vom Zürcher Obergericht (Beilage 07) und dem Bundesgericht (Beilage 09) geschützt.  
Es blieb unbeachtet, dass der Ehemann der Beschwerdeführerin während seiner Tätigkeit auf Grand Cayman vom 1. Sep 1994 bis 10. März 2003 faktisch und rechtlich nicht bei der Schweizer Bank Julius Bär & Co. AG, Zürich (Beilage 15) angestellt war. Von Anfang an (31. Januar 2011, Beilage 01) bestand somit keine gesetzliche Grundlage gegen die Beschwerdeführerin ein Strafverfahren zu eröffnen. Dies war der Staatsanwaltschaft Zürich bereits bei der Eröffnung des Strafverfahrens "Gehilfenschaft zur schweizerischen Bankgeheimnisverletzung" bekannt (Beweise 01, 06 und 11), denn die Staatsanwaltschaft Zürich hat eigenhändig während der Untersuchung gegen den Ehemann Rudolf Elmer am 11. Feb 2009 eine Einstellungsverfügung (Beilage 11) ausgestellt, in der klar dargelegt wird, dass der Ehemann nicht von einer Schweizer Bank angestellt war. Darüber hinaus war die Beschwerdeführerin nie für eine schweizerische Bank tätig und fällt damit nicht unter das schweizerische Bankengesetz. 

Festzuhalten gilt, dass sich der Anwendungsbereich des schweizerischen Bundesgesetzes über die Banken und Sparkassen (schweiz. Bankengesetz, BankG) nur auf Schweizer Banken im Sinne dieses Gesetzes beschränkt. Diese dem Territorialitätsprinzip entsprechende Einschränkung des Geltungsbereichs des schweizerischen Bankkunden-
geheimnisses ergibt sich aus Art. 1 BankG, der die räumliche Anwendbarkeit des Bankengesetzes auf Unternehmen beschränkt, die in der Schweiz oder von der Schweiz aus eine organisierte, regelmässig ausgeübte banktypische Tätigkeit bestreiten (BODMER/KLEIN/LUTZ, Kommentar zum schweizerischen Bankengesetz, N 6 zu Art. 1). Somit können sich nur Organe, Angestellte, Beauftragte oder Liquidatoren einer Schweizer Bank im Sinne von Art. 47 BankG schuldig machen. Dies gilt selbstverständlich sowohl für aArt. 47 BankG als auch für nArt. 47 BankG (Beilage 17).  Gemäss Art. 47 Abs. 1 lit a. BankG wird bestraft, wer vorsätzlich ein Geheimnis offenbart, das ihm in seiner Eigenschaft als Organ, Angestellter, Beauftragter oder Liquidator einer Bank, oder als Organ oder Angestellter einer Prüfgesellschaft anvertraut worden ist oder das er in dieser Eigenschaft wahrgenommen hat. Mit Bank ist dabei eine Schweizer Bank gemäss obiger Definition gemeint. Die Beschwerdeführerin war nie und ihr Ehemann war ab 1994 nicht mehr bei einer Schweizer Bank bzw. der Bank Julius Bär & Co. AG, Zürich angestellt.

Essentiell ist auch, dass Rudolf Elmer betreffend seiner Aussage am 17. Jan 2011 im Ausland (London, England) bzgl. Brief an Peer Steinbrück vom Bezirksgericht Zürich am 12. Jan 2015 (Beilage 13) vollumfänglich freigesprochen wurde. Erwähnenswert ist, dass das Bezirksgericht ihn am 12. Jan 2015 aus anderen Gründen nur zu einer bedingten Geldstrafe verurteilte und die von der Staatsanwaltschaft geforderten 3 ½ Jahre Gefängnis (Beilage 12) sowie ein maximales Berufsverbot von den Bezirksrichtern abgewiesen wurde. Das Verfahren ist nun im Berufungsstadium beim Zürcher Obergericht. Es wird offensichtlich, dass der verantwortliche Staatsanwalt Peter C. Giger mit seiner Strafuntersuchung gegen die Beschwerdeführerin ein willkürliches Verfahren anstrengte und ein politisch motiviertes Verfahren gegen ihre Ehemann führt, das auf keiner gesetzlichen Grundlage basiert (31. Jan 2011, Beilage 01).

Die Beschwerdeführerin beantragte deshalb am 10. Juli 2014, es sei ihr eine Entschädigung in der Höhe von CHF 1'191.60 (Beilage 05) nebst Zinsen und eine Genugtuung in der Höhe von CHF 5'000 nebst Zinsen (Beilage 05) zuzusprechen. Die Staatsanwaltschaft beantragte in ihrer Beschwerdeantwort (Beilage 06) die vollumfängliche Abweisung der Beschwerde. Mit Beschluss des Obergerichts vom 20. Jan 2015 (Beilage 07) wurde der Antrag auf Entschädigung und Genugtuung vollumfänglich abgewiesen. Mit Beschluss des Bundesgerichts vom 16. März 2015 (Beilage 09) wurde die bundesgerichtliche Beschwerde ebenfalls abgewiesen. Die Begründungen der Gerichte gehen aus den Beilage 08 und 09 hervor.
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	34: VORWURF und GESETZESVERLETZUNG MRK: willkürliches Strafverfahren wegen "Gehilfenschaft zur schweizerischen Bankgeheimnisverletzung" ohne schweizerische Gesetzesgrundlage gegen Beschwerdeführerin und Verursachen von schweren Verletzungen in den persönlichen Verhältnissen der Beschwerdeführerin und ihrer 12-jährigen Tochter
-----------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------
Zugrunde liegender Auslöser der juristischen Untersuchung gegen die Beschwerdeführerin war der Umstand, dass ihr Ehemann, Rudolf Elmer, am 17. Jan 2011 in London an einer Pressekonferenz zusammen mit Julian Assange verkündete, er habe dem deutschen Bundesfinanzminister Peer Steinbrück einen Brief geschrieben und ihm darin unentgeltlich Bankkundendaten angeboten, wobei die Herkunft der Daten und die Kundennamen nicht erwähnt wurden. Der Brief an Peer Steinbrück sei von der Beschwerdeführerin mitunterzeichnet worden, erklärte Rudolf Elmer. Aufgrund dieses Versprechers leitete Staatsanwalt Dr. Peter C. Giger, Staatsanwaltschaft Zürich eine Strafuntersuchung gegen die Beschwerdeführerin ein. Die Beschwerdeführerin wurde der Gehilfenschaft zur schweiz. Bankgeheimnisverletzung beschuldigt (Beilage  01)  und am 31. Jan 2011 durch Staatsanwalt Giger zur Befragung vorgeladen.  In einer Parallel-Einvernahme am 3. März 2011 (Beilage 02) erklärte ihr Ehemann, dass die betreffende Äusserung gegenüber der Presse in London eine Verwechslung mit einer schriftlichen Eingabe an das schweizerische Bundesgericht in einer anderen Angelegenheit war. Mit diesem Schreiben aus Mauritius an Peer Steinbrück habe die Beschwerdeführerin nichts zu tun, da die Beschwerdeführerin zum fraglichen Zeitpunkt nachweislich in der Schweiz lebte und Rudolf Elmer mit seiner Tochter in Mauritius lebte. In der folgenden Strafuntersuchung konnte die Staatsanwaltschaft Zürich zudem keine Hinweise finden, dass die Beschwerdeführerin etwas damit zu tun hatte (Beilage 04). Vielmehr konnte bereits am 3. März 2011 festgestellt (Beilage 02) werden, dass die Beschwerdeführerin Mauritius bereits im September 2008 verlassen hatte, um in Zürich zu arbeiten und sich nicht in Mauritius befand als der Brief anfangs April 2009 von ihrem Ehemann Rudolf Elmer geschrieben und an Peer Steinbrück versandt worden war. Die Staatsanwaltschaft Zürich, Staatsanwalt Dr. Peter C. Giger, stellte jedoch erst drei Jahre und fünf Monate später mit der Verfügung vom 30. Juni 2014 (Beilage 04) das Strafverfahren gegen die Beschwerdeführerin ein. Die Staatsanwaltschaft sprach der Beschwerdeführerin mangels erheblicher Umtriebe und 
mangels besonders schwerer Verletzung ihrer persönlichen Verhältnisse weder eine Entschädigung noch eine
Genugtuung zu (Beilage 04).

Es stellt sich die grundsätzliche Frage, ob der Ehemann der Beschwerdeführerin die Geheimnisse, die er angeblich in London Julian Assange offenbarten wollte, in der Eigenschaft als Angestellter einer Schweizer Bank wahrgenommen hatte bzw. ob die angeblichen Geheimnisse ihm in der Eigenschaft als Angestellter einer Schweizer Bank anvertraut worden waren. Die Antwort auf diese Frage, unter welchem Anstellungsverhältnis er angestellt war, ist immer noch eindeutig und der Staatsanwaltschaft seit 2009 bekannt (Beilage 11). Rudolf Elmer war nicht bei einer Schweizer Bank angestellt (Beilage 04, Zitat): "Da nunmehr als erstellt angesehen werden muss, dass Rudolf Elmer in der massgeblichen Zeit vom 1. Jan 2002 bis 31. Aug 2002 NICHT für einen Arbeitgeber in der Schweiz tätig war ......". Rudolf Elmer  war bei der Bank Julius Baer and Trust Co. Ltd, Cayman Islands bis 2003 angestellt (Beilage 10). Die schweizerische Justiz hat dies jedoch mehrfach ignoriert, um Schweizer Recht auf Cayman-Sachverhalte gegen die Beschwerdeführerin anwenden zu können (Beilagen 01, 12, 13). Hinzu kommt, dass das Züricher Obergericht am 20. Jan 2015 zum Schluss kam, dass beim Verfahren gegen die Beschwerdeführerin mit 3 1/4 Jahren eine überlange Verfahrensdauer vorliege. Dies wurde im Beschluss vom 20. Jan 2015 nicht gewürdigt und ignoriert (Beilage 07).  Die  Staatsanwaltschaft hatte selbst bereits am 11. Feb 2009 (Beilage 11) ein Betrugsverfahren gegen die Bank Julius Bär& Co. AG, Zürich mit der Begründung eingestellt, der Ehemann der Beschwerdeführerin sei in der Zeit vom 1. Sept 1994 bis 31. Aug 2002 NICHT für einen Arbeitgeber in der Schweiz tätig gewesen. Der Ehemann war tatsächlich vom 1. Jan 1994 bis 10. Dez 2002 bei der Julius Baer Bank and Trust Company Ltd auf Grand Cayman angestellt (Beilage 15). Bei dieser Gesellschaft handelt es sich um eine in den Cayman Islands domizilierte Bank nach Cayman-Recht und nicht
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	38 Complaint: Entschädigung und Genugtuung für Beschwerdeführerin und ihre Tochter, da Menschrechte erheblich verletzt wurden und eine Untersuchung gegen die Beschwerdeführerin geführt wurde, die keine schweizerische
Rechtsgrundlage hatte und der Staatsanwaltschaft dies bereits bei der Verfahrenseröffnung am 31. Januar 2011 (Beilage 01)  bekannt war.
	ComplaintInfo: 1) Einstellungsverfügung der Staatsanwaltschaft Zürich betreffend  "Schweizerischer Bankkundengeheimnisverletzung" gegen die Beschwerdeführerin vom 30. Juni 2014 (Beilage 04)

2) Anfechtung Beschluss der Staatsanwaltschaft Zürich am Zürcher Obergericht mit Antrag Entschädigung/Genugtuung vom 10. Juli 2014 (Beilage 05) durch die Beschwerdeführerin

3) Beschluss Zürcher Obergericht vom 20. Jan 2015 (Beilage 07) Ablehnung des Antrags Entschädigung/Genugtuung vom 10. Juli 2014

4) Urteil des Schweiz. Bundesgerichts vom 16. März 2015 (Beilage 09) Ablehnung der Beschwerde betr. Entschädigung/Genugtuung vom 22. Feb 2015  (Beilage 08)

5) Einreichung der Beschwerde gegen die Schweiz beim EGMR am 11. Sept 2015 d.h. innerhalb der sechs-monatigen Frist, die am 16. Sept 2015 abläuft.
	37 Article invoked: EGMR Art. 6
"Recht auf ein faires Verfahren"










EGMR Art. 6 "Keine Strafe ohne Gesetz"










EGMR Art. 8 "Recht auf Achtung des Privat- und Familienlebens"








EGMR Zusatzartikel "Schutz des Eigentums"
	Explanation: Die Beschwerdeführerin erhielt von Anfang an kein faires Verfahren, denn nur schon die willkürliche Einleitung des Strafverfahrens (basierend auf falscher Gesetzesgrundlage, Beilage 01), die sehr lange Verfahrenszeit (Beilage 8, Seite 4), die Aufrechterhaltung der Kollusionsgefahr über 187 Tage (die Eheleute durften sich während der sechs monatigen Untersuchungshaft von Rudolf Elmer wegen angeblicher Kollusionsgefahr vom 11. Januar 2011 bis 25. Juli 2011 nicht sehen) zeigen (Beilage 03), dass das Verfahren nicht fair war, sondern es eher darum ging, Druck auf Rudolf Elmer bzw. die Familie auszuüben, um ihn zum Schweigen zu bringen und psychisch zu zermürben.  Es wurden somit offensichtlich schwere Verletzungen in den persönlichen Verhältnissen der Beschwerdeführerin und deren Tochter begangen. 

Der Staatsanwaltschaft Zürich war von Anfang an klar, dass sie im Fall der Beschwerdeführerin massiv gegen das Territorialprinzip verstiess und die Anwendung des schweizerischen Bankgeheimnis Art. 47 nicht nur im Fall Rudolf
Elmer, sondern insbesondere im Fall der Beschwerdeführerin widerrechtlich und willkürlich war. Damit gab es bereits zum Zeitpunkt der Verfahrenseröffnung am 31. Jan 2011 (Beilage 01) keine schweizerische Gesetzesgrundlage das Verfahren gegen die Beschwerdeführerin zu eröffnen. Die angefallen Kosten und schweren persönlichen Verletzungen werden der Beschwerdeführerin belastet. Laut Obergerichtsbeschluss werden die Kosten des beigezogenen Rechtsanwalts Till Gontensweiler unter Vorbehalt eines Rückforderungsanspruches nur vorläufig aus der Gerichtskasse bezahlt (Beilage 07).

Die breite Darlegung in den Medien des Whistleblower-Falls: die Staatsanwaltschaft Zürich ging bereits vier Stunden nach der Verhaftung an die Medien (Beilage 08, Seite 6), die sehr lange Verfahrensdauer 3 1/4 Jahre (Beilage 8 Seite 4), die Probleme im Familien-, Beziehungsleben und Berufsleben der Beschwerdeführerin, der Selbstmordversuch der 12-jährigen Tochter (Beilage 8, Seite 7 und  Beilage 8, Seite 9 "4. die Probleme mit Arbeitgeber und Schule") und die unprofessionelle Untersuchungsführung der Staatsanwaltschaft (Beilage 08, Seite 10) führten dazu, dass massiv gegen das "Recht auf Achtung des Privat- und Familienlebens" verstossen wurde. 

Anlässlich der Hausdurchsuchung vom 19. Januar 2011 wurden auch Gegenstände und Unterlagen der Beschwerdeführerin und ihrer Tochter beschlagnahmt (Beilage 8, Seite 8 zweiter Abschnitt und Beilage 16). 
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	36: Die diversen Verletzungen der Menschenrechte sind in der bundesgerichtlichen Beschwerde (BB) vom 22. Feb 2015 
(Beilage 07) in folgenden Kapiteln abgehandelt: 
1. Die überlange Verfahrensdauer  (Beilage 07, Seite 4 BB)
2. Die breite Darlegung in den Medien und die publik gemachte Hausdurchsuchung  (Beilage 07, Seite 6 BB)
3. Die Probleme im Familien- und Beziehungsleben  (Beilage 07, Seite 7 BB)
4. Die Probleme mit Arbeitgeber und Schule  (Beilage 07, Seite 9 BB)
5. Die unprofessionelle Untersuchungsführung der Staatsanwaltschaft  (Beilage 07, Seite 10 BB)
6. Kein Faires Verfahren (Willkür durch die Justiz, Beilage 07, Seite 6 BB)

Trotz diesen in der Summe erheblichen Verletzungen der Menschenrechte kam das Züricher Obergericht und das Bundesgericht zum Schluss, dass wohl eine überlange Verfahrensdauer vorliege, die Beschwerde wurde jedoch von beiden Gerichten abgewiesen. Die Beschwerdeführerin ist der Auffassung, dass die Beschwerdegründe von den schweizerischen Gerichten nicht entsprechend gewürdigt wurde und Willkür herrscht.

Die Probleme im Familien- und Beziehungsleben wurden von der Staatsanwaltschaft Zürich und den Gerichten bagatellisiert. Ein Hausfriedensbruch durch die Behörden (Beilage 8, Seite 7) und ein Selbstmordversuch der Tochter (12-jährig, Beilage 16), der aufgrund des massiven Drucks durch die Behörden passierte, wurde nicht als eine Verletzung des EGMR Art. 8 "Recht auf Achtung des Privat- und Familienlebens" gewertet. Das Mädchen hat den Selbstmordversuch im Abschiedsbrief mit der Art und Weise, wie die Richter es behandelten, begründet (Beilage 14).  

Die Probleme der Beschwerdeführerin mit ihrem Arbeitgeber und die Probleme der Tochter (12-jährig), die durch die fragwürdige und vermutlich unbegründete Untersuchungshaft von 187 Tagen des Ehemanns der Beschwerdeführerin verursacht wurden, wurden auch durch die Schweizer Richter ignoriert (Beilage 07, 08, 09). Die Begründung der Untersuchungshaft des Ehemanns basierte auf der falschen Annahme, dass er ein Mitarbeiter der schweizerischen Bank Julius Bär & Co. AG, Zürich war, einen schweizerischen Arbeitsvertrag hatte und die Kundendaten aus der schweizerischen Bank Julius Bär & Co. AG, Zürich stammen. Tatsache ist, dass der Ehemann keinen schweizerischen Arbeitsvertrag hatte, sondern bei der Bank Julius Baer and Trust Company Ltd, Cayman Islands (JBBT) angestellt war und die Kundendaten von der Julius Baer Trust Company Ltd, Cayman (einer Tochtergesellschaft der JBBT, also keine Bank sondern eine Trust- bzw. Treuhandgesellschaft) stammen und somit nach Definition nicht dem Schweizerischen Bankgeheimnis (Art 47 BaG) unterliegen können. Das schweizerische Bankgeheimnis auf Kundendaten der Cayman Islands anzuwenden, ist ein klarer Verstoss gegen das Territorialitätsprinzip durch die schweizerische Justiz. Es fehlt der gesetzliche Rahmen, der eine Verfahrenseröffnung gegen die Beschwerdeführerin rechtfertigt und dies kann somit nur als Willkür gewertet werden.

Insgesamt handelt sich um eine "Fishing Expedition" der Staatsanwaltschaft betr. dem Vorfall "Steinbrück" in London (Julian Assange/Rudolf Elmer) - eine Vergeltung für den Mut, den Missbrauch der Cayman Bank öffentlich zu machen, nachdem die Schweizer Justiz und Steuerbehörden die Daten 2005 nicht untersuchten. Am Fall von Whistleblower Elmer wird ein Exempel statuiert. Es offenbart sich eine politische motivierte Aktion, die auf fehlender Gesetzes- grundlage durchgeführt wurde. Die Schweiz kennt leider immer noch keinen Rechtsschutz im Finanzbereich für Whistleblower und deren Angehörige.

Erschöpfung des innerstaatlichen Rechtswegs:
Nachdem die Staatsanwaltschaft und das Obergericht die Beschwerde (Beilage 06, 07) abgewiesen hatte, wies das schweizerische Bundesgericht die Beschwerde am 16. März 2015 ebenfalls ab (Beilage 09). Der innerstaatliche Rechtsweg ist damit ausgeschöpft worden. 

Einhaltung der 6-monatigen Beschwerdefrist:
Am 16. März 2015 entschied die Strafrechtliche Abteilung des schweizerischen Bundesgericht und damit läuft die sechsmonatige Frist am 16. September 2015 ab. Die Beschwerdefrist ist damit eingehalten. 
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